
Vizepräsident Bergner:

Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Es gibt keine Nachfrage? Gut. Eine weitere aus dem Raum sehe ich
auch nicht. Damit kommen wir zur zehnten Anfrage. Das ist die von Frau Abgeordneter Henfling in der
Drucksache 7/7796. Bitte, Frau Kollegin. 

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Vielen herzlichen Dank. 

Einsatz von Personen zur Informationsbeschaffung in Thüringen

Nach § 12 Abs. 3 Nr. 2 des Thüringer Verfassungsschutzgesetzes ist der Einsatz von Personen zur Informa-
tionsbeschaffung insbesondere zulässig, sofern die gewährten Geld- oder Sachzuwendungen für die Tätig-
keit der Person nicht auf Dauer deren überwiegende Lebensgrundlage sind. In anderen Verfassungsschutz-
gesetzen, wie zum Beispiel dem Bundesverfassungsschutzgesetz, ist die Hürde geringer, indem der dortige
§ 9b Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 lediglich die alleinige Lebensgrundlage ausschließt.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wurde dem Thüringer Verfassungsschutz seit Bestehen der genannten Norm der Einsatz einer Person zur
Informationsbeschaffung aufgrund dieser Norm unmöglich mit der Folge, dass der Einsatz ggf. beendet wer-
den musste, obwohl dieser notwendig oder beabsichtigt war?

2. Sieht die Landesregierung aufgrund dieser Norm eine Benachteiligung des Thüringer Verfassungsschut-
zes bei der Informationsbeschaffung im Vergleich zu anderen Verfassungsschutzbehörden, wenn ja, warum? 

3. Wie viele Personen wurden nach § 12 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Thüringer Verfassungsschutzgesetzes bzw.
den entsprechenden vorangegangenen Bestimmungen eingesetzt – bitte nach den Jahren 2010 bis 2015
sowie 2015 bis 2020 aufschlüsseln –?

4. Welche Auffassung vertritt die Landesregierung zu der Entwicklung dieser Zahlen?

Vizepräsident Bergner:

Vielen Dank, Frau Kollegin. Für die Landesregierung Staatssekretärin Schenk.

Schenk, Staatssekretärin:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage der Ab-
geordneten Henfling beantworte ich für die Landesregierung wie folgt: 

Ich möchte folgende Vorbemerkung voranstellen: Die Landesregierung ist sich der besonderen Bedeutung
des Frage- und Informationsrechts des Thüringer Landtags bewusst. Dieses Recht unterliegt jedoch den ver-
fassungsrechtlichen Grenzen des Artikels 67 Abs. 3 der Verfassung des Freistaats Thüringen. So kann von
einer Beantwortung unter anderem dann abgesehen werden, wenn gesetzliche Vorschriften, Staatsgeheim-
nisse oder schutzwürdige Interessen Einzelner insbesondere des Datenschutzes entgegenstehen. Eine Ab-
wägung mit dem Informationsinteresse der Abgeordneten ergibt sich bei der Frage 3, das dem Geheim-
schutzvorrang vor dem Informationsanspruch der Abgeordneten zukommt. Einzelheiten zu Arbeitsmethoden
und Vorgehensweisen, wie zum Beispiel der Einsatz nachrichtendienstlicher Mittel, technischer Ausstattun-
gen und Aufklärungszielen des Amts für Verfassungsschutz sind im Hinblick auf seine Aufgabenerfüllung be-
sonders schutzwürdig und unterliegen der Geheimhaltung. Durch die Beantwortung der Fragen würden spe-
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zifische Informationen zur Arbeitsweise des Verfassungsschutzes offengelegt, welche Rückschlüsse zulie-
ßen, die sich nachteilig auf die Funktionsfähigkeit und wirksame Aufgabenerfüllung des Amts für Verfas-
sungsschutz mithin auch auf die Sicherheitslage des Freistaats Thüringen und der Bundesrepublik Deutsch-
land auswirken könnten.

Zu Frage 1: Im Amt für Verfassungsschutz wurden und werden keine Personen zur Informationsbeschaffung
außerhalb der Schranken des § 12 Abs. 3 in der aktuellen Fassung eingesetzt. Der Einsatz von Personen,
die dieser Rechtsform nicht Genüge tun, war und ist nicht beabsichtigt.

Zu Frage 2: Eine erkennbare Benachteiligung des Amts für Verfassungsschutz bei der Informationsbeschaf-
fung im Vergleich zu anderen Verfassungsschutzbehörden aufgrund der genannten Rechtsnorm wird derzeit
nicht gesehen.

Zu Frage 3: Über Art, Anzahl und Dauer des Einsatzes nachrichtendienstlicher Mittel unterrichtet die Lan-
desregierung die Parlamentarische Kontrollkommission in geheimer Sitzung auf der Grundlage von § 27
Abs. 2 Nr. 1 Thüringer Verfassungsschutzgesetz. An dieser Stelle kann mitgeteilt werden, dass ein Rück-
gang der Zahlen zu verzeichnen ist. Im Übrigen verweise ich auf meine Vorbemerkung.

Zu Frage 4: Die Informationsbeschaffung durch Personen nach § 12 Abs. 3 Nr. 3 erfolgt gesetzkonform und
im fachlich gebotenen Umfang. Im Übrigen verweise ich erneut auf meine Vorbemerkung.

Vizepräsident Bergner:

Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Es gibt eine Nachfrage der Fragestellerin.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Ich weiß, dass die Staatssekretärin hier nicht das Problem darstellt, ich will aber trotzdem darauf hinweisen,
dass ich zwar Ihre Vorbemerkung zur Kenntnis nehme, mir aber die Frage stelle, wie sich das Innenministe-
rium denn vorstellt, dass wir kontrollieren sollen, das Gesetze so umgesetzt werden, wie wir sie mal be-
schlossen haben, wenn sozusagen nicht mal – ich verlange ja keine Namen, sondern ich wollte lediglich ei-
nen Vergleich annehmen und habe den hier abgefragt, und stelle mal infrage, dass das besonders schutz-
würdig ist, mir grobe Zahlen zu nennen, um das reinzubekommen. Das nur als anmerkende Frage.

Vizepräsident Bergner:

Jetzt muss ich die Nachfrage stellen, Frau Kollegin: Sie haben gesagt, Sie stellen sich die Frage. Stellen Sie
sich die Frage oder der Frau Staatssekretärin?

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Ich stelle die auch der Frau Staatssekretärin.

Schenk, Staatssekretärin:

Gut. Ich habe das auch als Frage verstanden. Deswegen hatte ich quasi auf einen Rückgang hingewiesen,
wenngleich ich Ihren Einwand, dass man natürlich auch vielleicht noch die Höhe oder die Stärke des Rück-
gangs wissen möchte, verstehe, verweise dabei aber auf meine Antwort hinsichtlich der Parlamentarischen
Kontrollkommission.
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Vizepräsident Bergner:

Es gibt noch eine zweite Nachfrage der Fragestellerin.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Gestatten Sie mir da die Anmerkung, dass ich keinerlei Zugriff auf die Parlamentarische Kontrollkommission
habe, Punkt 1, weil da niemand von uns drinsitzt. Punkt 2, selbst wenn jemand drinsäße, er nur meiner nur
meiner Fraktionsvorsitzenden berichten dürfte. Ich sehe da schon eine Missachtung des Fragerechts der Ab-
geordneten an dieser Stelle.

Vizepräsident Bergner:

Das war jetzt eine Anmerkung. Kommt noch eine zweite Nachfrage oder nicht? Gut. Dann gibt es jetzt keine
weitere Nachfrage, auch nicht aus der Mitte des Raums. Wir kommen zur nächsten Anfrage von Frau Abge-
ordneter Dr. Martin-Gehl in der Drucksache 7/7797. Bitte schön, Frau Abgeordnete.

Abgeordnete Dr. Martin-Gehl, DIE LINKE:

Besoldungsstrukturen im Bereich des Thüringer Justizvollzugs

Seit Jahren fordern Justizvollzugsbedienstete in Thüringen und deren Interessenvertretungen Veränderun-
gen in ihren Besoldungsstrukturen, insbesondere im Hinblick auf den Umgang mit Beförderungen und die
Wiedereinführung des Anwärtersonderzuschlags. In diesem Zusammenhang wird auf die steigenden Anfor-
derungen an die Tätigkeit im Justizvollzug ebenso verwiesen wie auf das Problem der Personalgewinnung,
wobei Thüringen dabei im Wettbewerb mit Bediensteten in anderen Tätigkeitsfeldern und anderen Bundes-
ländern steht.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie stellt sich derzeit die Besoldungsstruktur im Bereich des Justizvollzugs in Thüringen dar – insbeson-
dere im Hinblick auf die Einstellungssituation und die nachfolgenden Beförderungsmöglichkeiten – Stichwort
„Beförderungsstau“ –?

2. Wie bilden sich die wachsenden fachlichen Anforderungen an die Tätigkeit im Justizvollzugsdienst in Thü-
ringen derzeit in der Besoldungsstruktur ab bzw. wie sollen sich diese nach Ansicht der Landesregierung in
Zukunft in der Besoldungsstruktur abbilden?

3. Wie stellt sich derzeit die Situation hinsichtlich der Personalgewinnung im Bereich des Justizvollzugs in
Thüringen dar – auch im Vergleich mit anderen Bundesländern, insbesondere mit denen, die einen Anwär-
tersonderzuschlag zahlen?

4. Welche Maßnahmen sind von der Landesregierung mit Blick auf den kommenden Landeshaushalt in Sa-
chen Besoldungsstruktur und Personalgewinnung für den Thüringer Justizvollzug geplant, um sicherzustel-
len, dass Bedienstete im Justizvollzug in angemessenen Zeiträumen befördert werden und grundsätzlich
keine Ruhestandsversetzungen im Eingangsamt erfolgen?

Vizepräsident Bergner:

Vielen Dank. Und es antwortet für die Landesregierung das Ministerium für Migration, Justiz und Verbrau-
cherschutz. Bitte schön, Frau Ministerin. 
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